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Arbeitsrecht: Rechtliche Fehleinschätzung 

Die (vermeintlich) diebische Elster 

Der 60- jährige Mandant sucht seinen Rechtsanwalt auf, nachdem er von seinem Arbeitgeber 

eine Kündigung erhalten hat. Ihm wurde zu Unrecht vorgeworfen, in die Kasse gegriffen zu 

haben. Nach Prüfung der Rechtslage gelangt der Rechtsanwalt zu dem Schluss, dass die 

Kündigung nicht rechtswirksam ist, der Mandant habe also nichts zu befürchten. Der 

Rechtsanwalt unterlässt es jedoch, gegen die Kündigung mittels Kündigungsschutzklage 

innerhalb der gesetzlich vorgesehenen Frist von 3 Wochen vorzugehen.  Damit gilt die 

Kündigung gemäß § 7 KSchG als wirksam. Das Arbeitsverhältnis ist beendet. Der Mandant 

beantragt Arbeitslosengeld. Dieses ist deutlich geringer als der Lohn, so dass der Mandant 

hierdurch fortlaufend einen Schaden in Höhe der Differenz erleidet. Arbeitslosengeld wird 

zudem nicht unendlich lange gezahlt. Der Mandant sucht eine neue Anstellung, findet aber 

altersbedingt keine mehr. Der entgangene Lohn der bisherigen Anstellung bis zur regulären 

Rente (67 Jahre) ist zu ersetzender Schaden, zu berücksichtigen sind hierbei auch 

perspektivische Lohnsteigerungen, die zu erwarten gewesen wären, entgangenes 

Urlaubsgeld, entgangenes Weihnachtsgeld, entgangene Gratifikationen – abzuziehen 

sind Arbeitslosengeld, Sozialhilfe u.ä. Zudem sind durch die Arbeitslosigkeit die weiteren 

Beiträge zur Rentenversicherung eingebrochen, was bei Beginn der regulären Altersrente 

zu deutlich geringeren Leistungen führt. Maßstab ist, was bei Fortbestand des 

Arbeitsverhältnisses bis zum Renteneintritt perspektivisch in die Rentenversicherung noch 

eingezahlt worden wäre und zu entsprechend höheren Anwartschaften geführt hätte. Die 

fortlaufende Rentendifferenz ist ebenfalls als Schaden zu ersetzen. Je älter der Mandant 

wird, desto höher summiert sich der Schaden auf. Aus dem vermeintlich simplen Mandat 

mit überschaubarem Streitwert werden so schnell etliche Hunderttausend Euro 

Schaden. 

 


